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Bürgernahe Politik 

ist unser Ziel 

 
 Es ist schon haarsträubend 
und äußerst fragwürdig, wel- 
che Verhältnisse sich offenba- 
ren, wenn man Licht ins Dun- 
kel der Borkumer Verwaltung 
bringen möchte. 
 Zunächst einmal betrach- 
ten wir uns die Vorgänge um 
das Gewerbegebiet „Reede“ 
im Bereich des ehemaligen 
Marine-Schutzhafens. Nie- 
mand hat etwas dagegen, dass 
hier ein „Gewerbegebiet“ 
entsteht und für den Qua- 
dratmeter Gewerbefläche 35 
DM gezahlt wurden. Gewerbe 
treibenden wird die Hand- 
lungsfreiheit durch das Kur- 
gebiet im städtischen Bereich 
eingeschränkt, daher war die 
Entscheidung, Unternehmen 
die freien Grundstücke und 
leerstehenden Räumlichkeiten 
zum Bau von Werks-, La- 
ger und Montagehallen an- 
zubieten positiv. Was ist nun 
aber wirklich dort entstan- 
den? 
 Die textlichen Festsetzun- 
gen zum Bebauungsplan be- 
sagen, das „ausnahmsweise 
zugelassen werden können“: 
Wohnungen für Aufsichts- 
und Bereitschaftspersonal so- 
wie Betriebsinhaber und -lei- 
ter  sowie Personalunter- 
künfte (...) oberhalb der 
Ebene NN + 5,50 m (die 
Höhenfestlegung ist mit der 

Überflutungsgefahr in die- 
sem Gebiet begründet). 
 Die Ausnahmen sind, so re- 
gelt es das Baugesetz, im Ein- 
vernehmen mit der Gemeinde 
zuzulassen. Das Einverneh- 
men der Gemeinde wiederum 
ist durch Zustimmung der ge- 
wählten Gemeindevertreter 
(Stadtrat) zu erlangen und 
muss dann erteilt werden, 
wenn den Anträgen gemäß 
den Ausnahmebedingungen 
nichts gravierendes wider- 
spricht und das Gewerbe im 
Verhältnis zum Wohnraum 
überwiegt. 
 Zahlreiche Borkumer und 
Nicht-Borkumer Gewerbe- 
treibende haben nun Grund- 
stücke erworben und Bauan- 
träge gestellt, die auf dem 
Schreibtisch des Stadtbau- 
meisters gelandet sind. Nach 
Aussagen von Ratsherren ist 
nicht ein einziger Bauantrag 
für das Gebiet vom Rat be- 
sprochen oder eingesehen 
worden, dennoch sind die 
Bauanträge genehmigt wor- 
den, das heißt mit der Zustim- 
mungsempfehlung direkt 
vom Schreibtisch des Stadt- 
baumeisters an den Land- 
kreis Leer gegeben worden. 
Hieraus müssen wir 
schließen, dass der Stadtbau- 
meister eigenmächtig das 
Einvernehmen der Gemeinde 
hergestellt hat. 
 Schaut man sich das betrof- 
fene Gelände an, so muss man 

nun folgendes erkennen: Ge- 
werbe ist vorhanden. Bei vie- 
len Geländen ist aber deutlich 
zu sehen, dass der Wohnraum 
klar überwiegt, bei einigen 
Geländen existiert gar nur 
Wohnbereich, bei anderen 
wiederum befinden sich Woh- 
nungen unterhalb der zuge- 
lassenen Überflutungsgrenze, 
in den Bestandsgebäuden 
(ehemalige Schulungsräume) 
wohnen gar Personen, welche 
ganz sicher nicht Betriebslei- 
ter oder sonstiges Personal 
der darunter liegenden Ge- 
werbebetriebe sind. 
 So wurde beispielsweise 
eine Wohnung an eine Mitar- 
beiterin der Verwaltung ver- 
geben. Das darunter liegende 
Gewerbe wird von einem Un- 
ternehmer betrieben, der in 
engen verwandtschaftlichen 
Verhältnis zu diesem steht. 
Zudem ist zurzeit ein Gewer- 
betreibender dabei, die beste- 
hende Gewerbehalle zur 
Hälfte in eine weitere Woh- 
nung umzubauen, obwohl ne- 
ben eben dieser Halle bereits 
ein im Verhältnis nicht pas- 
sendes Wohnhaus entstanden  
ist. 
 Zusammenfassend ist fest- 
zuhalten, dass viele der dort 
tatsächlich entstandenen Ge- 
bäude dem erstellten Bebau- 
ungsplan in Form und Nut- 
zung widersprechen und es 
tatsächlich einigen Personen 
gelungen ist, Gewerbegelände 

zum Preis von 35 DM/qm zu 
erwerben und darauf Dauer- 
mietwohnungen zu bauen, 
deren Mieter nachweislich in 
keinem Arbeitsverhältnis zu 
den dazugehörigen Gewerben 
stehen. 
 Wir gehen davon aus, dass 
die Gewerbetreibenden die 
oben erwähnte textliche Fest- 
setzung nicht kannten bezie- 
hungsweise nicht ausrei- 
chend von den zuständigen 
Verantwortlichen über diese 
Bestimmungen informiert 
wurden und ihre Baupläne 
gemäß den jetzt dort entstan- 
denen oder entstehenden Ge- 
bäuden eingereicht haben. 
Wir stellen die Frage, wieso 
diese Bauanträge, welche 
dem Bebauungsplan deutlich 
widersprochen haben müs- 
sen, den Tisch des Stadtbau- 
meisters ohne Änderung pas- 
siert haben und nach Leer ge- 
langt sind? Hatte man Beden- 
ken, dass die Käufer wieder 
abspringen würden und mus- 
te dementsprechend widrige 
Zugeständnisse machen? 
 In diesem Falle liegt sogar 
die Vermutung nahe, dass der 
Rat der Stadt Borkum be- 
wusst umgangen wurde. Zu 
dieser frage hat der Stadt- 
baumeister im einem Ge- 
spräch mit FDP-Vorstands- 
mitgliedern - bereits zugege- 
ben, dass „es durchaus sein 
könnte, dass er einige Bauan- 
träge wohl zu blauäugig be- 

trachtet hat“. 
 Sollte es aber so gewesen 
sein, dass die Bewerber für 
diese Grundstücke Anträge 
eingereicht haben, welche mit 
dem Bebauungsplan konform 
waren, so stellt sich uns die 
Frage, wieso nicht bereits 
während der Bauphase deut- 
liche Kontrollen erfolgten, 
um den dort entstandenen 
nicht genehmigungsfähigen 
Einheiten schon im Vorfeld 
Einhalt zu gebieten. Wusste 
hier gar  jemand von den ge- 
planten Bauvorhaben und hat 
aus noch zu klärenden Grün- 
den beide blauen Augen zuge- 
drückt? 
 Wenn es dann – egal auf 
welchem Wege – so einfach 
sein sollte, den Bebauungs- 
plan zu umgehen, so hätte 
wohl so mancher Interessent 
auf die Idee kommen können, 
Gewerbefläche günstig zu 
kaufen, darauf Wohnungen zu 
bauen und teuer zu vermie- 
ten. 
 Wir betonen allerdings 
nochmals, dass diejenigen, die 
ehrlich Gewerbe betreiben 
und das Gelände entspre- 
chend der geltenden Vor- 
schriften nutzen oder noch 
nutzen möchten, keinesfalls 
ziel unserer Kritik sind; Sie 
sind ebenso Opfer dieser ver- 
heerende Entwicklung. Die 
Verantwortlichen müssen wir 
woanders suchen. 
 In diesem Zusammenhang 

kommen wir nicht darum hin, 
auf einige weitere Ungereimt- 
heiten und Vorgänge auf- 
merksam zu machen, die un- 
seres Erachtens der Klärung 
bedürfen: 
 1. Zahlreiche Mieter der 
Wohnungen der städtischen 
Wohnbau GmbH beschweren 
sich über die derzeitigen Zu- 
stände der von Ihnen bewohn- 
ten Räumlichkeiten, wobei 
g e s u n d h e i t s s c h ä d l i c h e r  
Schimmelbefall offentsicht- 
lich eines der größten Pro- 
bleme darstellt. Um die Kasse 
aufzufüllen ist man ent- 
schlossen, bestimmte Blocks 
wieder zu veräußern. Der ent- 
stehende Überschuss soll 
nach bisherigen Planungen 
zur Verlustabdeckung im Be- 
reich der ehemaligen Bundes- 
darlehenswohnungen und zur 
Kostendeckung der stadt- 
eigenen  Grundstücke auf der 
Reede verwendet werden, 
nicht aber zur Renovierung 
der schimmelbefallenen Woh- 
nungen, wo er unseres Erach- 
tens hingehört. 
 2. Bei der Vergabe von städ- 
tischen Baugrundstücken er- 
folgt die Bewertung der Be- 
werber – wie in vielen Ge- 
meinden üblich – nach einem 
Punktesystem. Zu verteilen 
sind unter anderen Punkte 
für Familienstand, Familien- 
größe, Ortsansässigkeit, Be- 
sitz eigener Immobilien und 
die derzeitige Wohnsituation. 
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Dass jeder Borkumer, aber 
auch jeder Zugezogene, der 
seit längerer Zeit seinen er- 
sten Wohnsitz auf der Insel 
hat und mit seiner Familie 
hier lebt, bei der Vergabe 
gleichberechtigt behandelt 
wird, sollte jedem Bürger ein 
Selbstverständnis sein. 
 Dass einige der Entscheider 
den Standpunkt vertreten, 
dass grundsätzlich Borkumer 
bevorzugt werden sollen, ob- 
wohl oben erwähnte Zugezo- 
gene bereits mehrfach bean- 
tragt haben und teilweise 
schon jahrelang auf ein 
Grundstück warten, mag ja 
aufgrund gewachsener 
Strukturen und Denkweisen 
noch nachvollziehbar sein, ist 
aber schon ein klarer Verstoß 
gegen das Gleichstellungs- 
prinzip nach Heimat und 
Herkunft gemäß Artikel 3 des 
Grundgesetzes. Das aller- 
dings Personen, die bei der 
Stadt beschäftigt sind, bisher 
grundsätzlich einen Zusatz- 
punkt in der Bewertung des 
Arbeitsplatzes erhielten, nur 
weil sie Bedienstete der Stadt 
oder Ihrer Gesellschaften 
sind, ist mit unserem Grund- 
gesetz nicht mehr vereinbar 
und ist zudem ein äußerst 
fragwürdiger Vorgang der 
Vorteilsgabe. 
 Die vom Stadtdirektor als 
Rechtfertigung seines Vorge- 
hens angebrachte Fürsorge- 
pflicht hat damit nicht an- 

satzweise zu tun. Fürsorge- 
pflicht hat jeder Unterneh- 
mer für seine Mitarbeiter und 
niemandem, der auf Borkum 
Mitarbeiter beschäftigt, die 
Wohnraum benötigen, ist es 
Kraft und Amtes oder sei- 
ner Stellung möglich, inner- 
halb der Fürsorgepflicht eben 
diesen Mitarbeitern Vorteile 
zu verschaffen. Daran ändert 
auch die Tatsache nichts, dass 
der Stadtdirektor, auf der 
letzten öffentlichen Ratssit- 
zung zu diesem Thema be- 
fragt, zu verstehen gab, dass 
„man es bitte ihm überlassen 
solle, was er unter Fürsorge 
verstehe“. 
 Jetzt ist uns auch klar, 
warum Grundstücksverga- 
ben, welche gemäß der Nie- 
dersächsischen Gemeinde- 
ordnung öffentlich gestaltet 
werden sollten, auf Borkum 
stets hinter verschlossenen 
Türen unter Ausschluss der 
Bevölkerung entschieden 
werden. Auf Nachfrage er- 
klärte der Stadtdirektor, dass 
diese Beratung auch wie- 
terhin nicht öffentlich sein 
werde. 
 Der Fairness halber sei er- 
wähnt, dass die Mehrheit aus 
CDU, Grünen und FDP letzte 
Woche beschlossen hat, den 
Sonderpunkt für 
Stadtbedienstete – entgegen 
den Empfehlungen des Stadt- 
direktors – abzuschaffen. 
 3. Wir würden gerne wissen, 

ob die Stadt Borkum neuer- 
dings ein eigenes Umzugsun- 
ternehmen hat. Da das offen- 
sichtlich nicht der Fall ist, 
würden wir gerne hinterfra- 
gen, wieso ein Borkumer Ver- 
waltungsangestellter seinen 
Umzug mit einem städtischen 
Fahrzeug vornehmen konnte. 
Selbst wenn dieses gegen 
Entgeld geschehen ist, stellt 
sich uns die Frage, ob diese 
Vorgehen gegenüber einhei- 
mischen Umzugsunterneh- 
men fair ist. 
Wir sind angetreten, um die 
Verwaltung transparenter 
und müde Ämter munter zu 
machen; um nicht haltbare 
Vorgänge aufzuklären und 
die Öffentlichkeit zu infor- 
mieren. Bürgernahe Politik 
war und ist unser Ziel – Vet- 
rernwirtschaft und Kungelei 
dürfen nicht länger Bestand- 
teil der politischen Gestal- 
tung sein. 
 Wir halten unser Verspre- 
chen und klären auf. Wir sind 
uns bewusst, dass es unmög- 
lich ist, die Fackel der Wahr- 
heit durchs Gedränge zu tra- 
gen, ohne jemanden den Bart 
zu verbrennen. 
 Zum Schluss erlauben wir 
uns noch eine Bemerkung in 
Richtung derer, die unserem 
Parteivorsitzenden „Vertrau- 
ensmissbrauch“ vorgeworfen 
haben, nachdem er im Rat die 
Anfrage bezüglich der Punkt- 
vergabe stellte. Man machte 

ihm zum Vorwurf, dass er diese 
Tatsachen nur aus „ver- 
traulichen“ Sitzungspapie- 
ren kennen könne. Wir weisen 
darauf hin, dass die Tatsache 
dass bestimmte Kreise be- 
stimmte Papiere nicht be- 
kannt machen wollen, noch 
lange nichts am verwerfli- 
chen Inhalt der Papiere än- 
dert – im Gegenteil. 
 
FDP Ortsverband 

Der Vorstand 


